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Text 

Artikel 11 

Schutz von Personen 

(1) Die körperliche oder geistige Gesundheit und Unversehrtheit von Personen, die sich in der Gewalt der 
gegnerischen Partei befinden, die infolge einer in Artikel 1 genannten Situation interniert oder in Haft gehalten 
sind oder denen anderweitig die Freiheit entzogen ist, dürfen nicht durch ungerechtfertigte Handlungen oder 
Unterlassungen gefährdet werden. Es ist daher verboten, die in diesem Artikel genannten Personen einem 
medizinischen Verfahren zu unterziehen, das nicht durch ihren Gesundheitszustand geboten ist und das nicht mit 
den allgemein anerkannten medizinischen Grundsätzen im Einklang steht, die unter entsprechenden 
medizinischen Umständen auf Staatsangehörige der das Verfahren durchführenden Partei angewandt würden, 
denen die Freiheit nicht entzogen ist. 

(2) Es ist insbesondere verboten, an diesen Personen, selbst mit ihrer Zustimmung, 

 a) körperliche Verstümmelungen vorzunehmen, 

 b) medizinische oder wissenschaftliche Versuche vorzunehmen, 

 c) Gewebe oder Organe für Übertragungen zu entfernen, soweit diese Maßnahmen nicht gemäß den 
Voraussetzungen nach Absatz 1 gerechtfertigt sind. 

(3) Ausnahmen von dem in Absatz 2 Buchstabe c) bezeichneten Verbot sind nur bei der Entnahme von Blut 
oder Haut für Übertragungen zulässig, sofern die Einwilligung freiwillig und ohne Zwang oder Überredung und 
der Eingriff nur zu therapeutischen Zwecken und unter Bedingungen erfolgt, die mit den allgemein anerkannten 
medizinischen Grundsätzen im Einklang stehen und Kontrollen unterliegen, die dem Wohl sowohl des Spenders 
als auch des Empfängers dienen. 

(4) Eine vorsätzliche Handlung oder Unterlassung, welche die körperliche oder geistige Gesundheit oder 
Unversehrtheit einer Person erheblich gefährdet, die sich in der Gewalt einer anderen Partei als derjenigen 
befindet, zu der sie gehört, und die entweder gegen eines der Verbote der Absätze 1 und 2 verstößt oder nicht 
den Bedingungen des Absatzes 3 entspricht, stellt eine schwere Verletzung dieses Protokolls dar. 

(5) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen haben das Recht, jeden chirurgischen Eingriff abzulehnen. Im 
Fall einer Ablehnung hat sich das Sanitätspersonal um eine entsprechende schriftliche, vom Patienten 
unterzeichnete oder anerkannte Erklärung zu bemühen. 

(6) Jede am Konflikt beteiligte Partei führt medizinische Unterlagen über die einzelnen Entnahmen von 
Blut und Haut für Übertragungen, die von den in Absatz 1 genannten Personen stammen, sofern die Entnahmen 
unter der Verantwortung dieser Partei erfolgen. Ferner ist jede am Konflikt beteiligte Partei bemüht, Unterlagen 
über alle medizinischen Verfahren betreffend Personen zu führen, die infolge einer in Artikel 1 genannten 
Situation interniert oder in Haft gehalten sind oder denen anderweitig die Freiheit entzogen ist. Diese Unterlagen 
müssen der Schutzmacht jederzeit zur Einsicht zur Verfügung stehen. 


